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"Warentest"
Zur Frage, oh es eine rechtswidrige Störung der gewerblichen 
Betätigung einer Firma bedeutet, wenn deren Einstellung zur 
Presse in abfälliger und drastischer Weise Öffentlich kriti­
siert wird.
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2.

dos Veriagakaufmanne Waldomar s A^m^straßc 
dosVerlages Waldemar GmbH & Co« KG»
S f H M Ü ,  A^^BB^3traßo^P7 vortreten durch die per­sönlich haftonde Gesellschafterin, die Waldemar 
GnrtjH^^yyre vortroten durch den Verlagskaufmann Waldemar

Beklagten und Revisionskläger,

- Prozoßbovollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

gegen

die Beimut H40feGmbH» Am S ^ p ,
vertroton durch ihren Geschäftsführer» den Kaufmann 
Helmut ebenda,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

_ Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr«(



Der VI. Zivilsenat des“Bundesgerichtshofs hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 11« Januar 1966 unter Mitwirkung 
des Senatspräsidenten Dr» Engols und der Bundesrichter 
Hanebeck, Dr. Hauß, Heinrich Meyer und Dr. Nüßgens

für Recht erkannt:
*

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des 
2. Zivilsenats des Oberlandesgerichte Düsseldorf 
vom 12. Juni 1964 aufgehoben» soweit es die Berufung 
der Beklagten zurttekgewiesen hat.
Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil der 
4« Zivilkammer des Landgerichts Düsseldorf vom 
17» Soptembor 1965 dahin abgeändert, daß die Klage 
in vollem Umfang abgewie^m wird.
Die Kosten des Rechtsstreits werden der Klägerin 
auferlegt.

Von Rechts wegen. 

Tatbestands

M e  Klägerin ist ein Wärenhausunternehmen, das in zahl­
reichen deutschen Städten Warenhäuser unter den Hamen 

, " M 0 | B n u n d " D ^ P “ betreibt*

Der Erstbeklagte gibt einen Informationsdienst für 
Presse» Verlage,’.Rundfunk und Werbung unter dem Titel "aus 
unseren Kreisen-lid" heraus« Ferner ist er Herausgeber der 
Zeitschrift "DM - Die Deutsche Mark - Zeitschrift mit dem 
Warentest"» sowie Geschäftsführer der persönlich haftenden
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Gesellschafterin der Zweitbeklagten, in deren Verlag die 
Zeitschrift "DM" erscheint. Im Heft der Zeitschrift "DM" 
vom 25. Juli 1961 wurde in einem Strumpftest über Strümpfe 
aus einem Kaufhaus der Klägerin berichtet. Die ''Waschecht­
heit” der Perlon-Strümpfe wurde mit "mäßig bis gering”, ihre 
"Wassereohtheit" mit "gut bis noch befriedigend” bezeichnet. 
Bei dem iti Heft 2 vom Januar 1962 veröffentlichte^ Anzugtest 
wurde die Verarbeitung eines in einem Kaufhaus der Klägerin 
gekauften Anzugs mit "gewissenhaft, gut” bezeichnet. Der An­
zug erhielt in der Bewertungstabclke die Wote "befriedigend", 
während Anzüge, die bei Mitbewerbern der Klägerin gekauft 
worden waren, die Bewertung !'gut" erhielten. .

Am 6. Februar 1962 richtete die Klägerin daraufhin an
die Redaktion der Zeitschrift "DM" folgendes Schreiben:*•

"Sie haben wiederholt unsere Firma anläSlich der 
Besprechung von Waren erwähnt, die bei uns gekauft 
wurden. Ihre Ausführungen in Heft 2/62 vom 16.1.1962 
veranlassen uns zu folgenden Feststellungen;

1. Sie geben vor, dem Verbraucher durch Aufklärung 
über die Eigenschaften und die Qualität von Waren 
sowie die Bedingungen ihres Vertriebs eine Markt­
übersicht zu verschaffen, die ihre Leser selbst 
nicht erlangen können. WjLr haben den Eindruck, daß 
die Art, wie Sie sich dieser Aufgabe entledigen, 
zum Gegenteile führt. Ihre Leser werden verwirrt, 
wenn sie an Ihre Angaben glauben, die oft falsch, 
verallgemeinernd und wenig sachkundig Bind.

2. Diese Verwirrung wird nicht unwesentlich dadurch 
gefördert, daß Sie von dem DM-Test-Institut reden.
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Unter einem Institut wird herköramlicherweiee-eine 
Fqpscl^ungsstätte (in diesem Fall ein Warenprüf- 
labor) verstanden, die nach wissenschaftlichen 
Grundsätzen arbeitet und in personeller und sach­
licher Hinsicht dementsprechend eingerichtet ist. 
vir müssen bezweifeln, daß diese Voraussetzungen 
bei dem UM - Test - Institut gegeben sind, anders 
können wir uns einige Test-Ergebnisse nicht er- 
klären» Diese Zweifel ließen sich indes beseitigen, 
wenn Sie uns Gelegenheit geben würden, dieses DM - 
Test - Institut zu besichtigen und mit den maßgeb­
lichen Technikern und Wissenschaftlern zu sprechen.

3o Auf den sachlichen Inhält des Anzug-Tests wollen wir 
nicht eingehen. Dios wire ein Thema, das eine aus­
führliche Erörterung erfordert, da .zu viele Ansatz­
punkte zu sachlicher Kritik in den Test-Ergebnissen 
stecken» Uns interessiert zunächst nur das Grundsätz­
liche über das Zustandekommen solcher Ergebnisse. Die 
Erfahrungen, die wir bisher gewonnen haben, veranlas­
sen uns,. Ihnen die Erwähnung unserer Firma ohne vor­
herige Fühlungnahme mit uns zu untersagen.

Diese Fühlungnahme mit unseren Unternehmen wäre aus­
schließlich mit unserem für das Gebiet Verkauf zu­
ständigen Vorstandsmitglied, Herrn Gerhard 
herzustellen.

Sie hätte sich auf die Bekanntgabe des Artikels, der 
einem Test unterzogen werden soll, sowie auf den 
sachlichen Umfang und die für den Test gewählte Methode



zu erstrecken. Dieser von uns geforderte rechtzei­
tige Kontakt soll verhindern, daß unrichtige Angaben 
Uber unser Unternehmenooder die von uns geführten 
Waren veröffentlicht werden. Sollten Sie eine Be­
sprechung über die Art und Weise dieser Fühlungnah­
me für zweckmäßig halten, so stehen wir Ihnen hier 
in Düsseldorf nach telefonischer Vereinbarung eines 
Termins gerne zur Verfügung.

Falls Sie mit unserem Vorschlag nicht einverstanden 
sind, würden wir die zur Wahrung unserer Hechte er­
forderlichen Schritte ergreifen müssen.

Wir sehen Ihrer unverzüglichen Stellungnahme mit 
Interesse entgegen.”

Am 14. Februar 1962 erschien in dem vom Erstbeklagten 
herausgegebenon Informationsdienst »aus unseren Kreisen - 
lid» eine Erörterung über die Pressefreiheit, in der u.a. 
folgendes ausgeführt wurde:

»Die Freiheit der Meinung ist in dar Bundesrepublik in 
keiner akuten Gefahr; es wäre töricht, das zu behaupten. 
Auch wenn es gelegentlich den Anschein hat, als würden 
sich Minister, Industrielle oder sonst potente Deute 
gerne - koste es, was es wolle - die Meinung anderer 
untertan machen, do ist es doch im allgemeinen recht 
ruhig auf diesem Gebiet. .

Das liegt aber wirklich nicht nur daran, daß die Mäch­
tigen hierzulande lammfromm sind: Eher ist der Grund 
in einer anderen Richtung zu suchen. Von der Freiheit
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der Meinung wird in der Bundesrepublik relativ wenig 
Gebrauch gemacht. Also braucht man auch nicht viel 
dagegen zu unternehmen. Daran liegt es.

7/ie zart die Pflanze Meinungsfreiheit bei uns ist, 
beweisen einige Vorgänge der letzten Zeit. Diese 
Vorgänge sind in erster Linie bezeichnend für eine 
vollkommen falsche Einstellung dessen, was Journa­
listen sich eigentlich gefallen lassen dürfen.
Voltaire hat gesagt: "Ich stimme in keinem Wort mit 
dem überein, was Du sagst, aber ich werde Dein Hecht, 
es zu sagen, verteidigen bis zum Tod".

Yoltaire war Franzose und außerdem selber Schreiber, 
also befangen. Unsere Gegenwart mit diesem Satz in 
Vergleich zu setzen, bedeutet, auf dem glitschigen, 
halbgefrorenen Boden zu schliddern, den unsere öffent­
liche Meinung darstellt:

(es folgen Beispiele)

Was die Einstellung derjenigen, die sich für mächtig 
halten, den Sachwaltern der freien Meinungsäußerung 
gegenüber angeht, so wirft ein Brief der Helmut 
GmbH in Düsseldorf an die Stuttgarter Verbraucherzeit­
schrift "DM - Die Deutsche Mark» ein schönes Licht mit 
großen Schatten: Die Firma ochroibt: "Die Erfahrungen,
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die wir bisher gewönnen haben, veranlassen uns, Ihnen 
die Erwähnung unserer Firma oder eines unserer (HflÜlPP.

Häuser ohne vorherige Fühlungnahme mit 
uns zu untersagen.» Es ist recht eindrucksvoll, zu sehen, 
wie sehr 3 ich eine solch große Firma mit einem großen 
Werbeetat im Verlauf der letzten zehn Jahre daran gewohnt 
hat, daß Zeitungen und Zeitschriften im Hinblick auf In-

" ~ l r  1- . J j . m r  - u j r - n r

serate kuschen. Sonst wäre ein solcher Brief undenkbare 
Die Meinungsfreiheit, von der Journalisten gerne sprechen, 
ist in den Verbeabteilungen der Kaufhäuser, der Zigar­
ettenfabriken und der Andustrieollcm großunternehmen schon 
begraben worden, als sie nach 1945 kaum zu atmen begonnen 
hatte.

Entgegen allen Beteuerungen auf Journalisten-Kongre3 sen 
und Verleger-Tagungen kann in der Bundesrepublik zur Zeit 
nicht von einer Freiheit derMeinung gesprochen werden. 
Wer sich nicht frei fühlt, ist nicht frei, und wer die 
Probe auf Exempel machen will, der schreibe den ersten 
Artikel gegen die Auswahl der Filme ira Kino am Platze - 
und nicht gegen das Fernsehen, das gowieso keine Anzeigen 
vergibt, sondern selber kassiert."

Das Landgericht Düsseldorf untersagte darauf dem Erst­
beklagten auf Antrag der Klägerin durch eine einstweilige 
Verfügung, im Hinblick auf das Schreiben der Klägerin vom 
6. Februar 1962 zu behaupten:

"Es ist recht eindrucksvoll, zu sehen, wie sehr 
sich eine solche große Firma mit einem großen 
Werbeetat im Verlauf der letzten 10 Jahre daran 
gewöhnt hat, daß Zeitungen und Zeitschriften im
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Hinblick auf Inserate kuschen. Sonst wäre ein 
solcher Brief undenkbar. Die Meinungsfreiheit, 
von der Journalisten gerne sprechen, ist in den 
verbeabteilungen der Kaufhäuser, der Zigaretten­
fabriken und der industriellen Großunternehmen 
schon begraben worden, als sie nach 1945 kaum zu 
atmen begonnen hatte."

Der Erstbeklagte gab den Wortlaut der vom Oborlandes- 
gericht bestätigten einstweiligen Verfügung im Informa­
tionsdienst "aus unseren Kreisen-lid" wieder.

In der Hummer vom 26. Februar 1962 befaßte sich die 
Zeitschrift "DM" mit dem Brief der Klägerin. Auf der mit 
"Tagebuch" übcrschriebenen Seite heißt es:

Das Thema Test steht im Mittelpunkt. Bei uns in 
der Redaktion und bei Produzenten und Händlern.
Der Anzug-Test in Nummer zwei, bei dem wir einen 
^ ^ m ^ j ^ P H ^ - A n z u g  schlecht beurteilen 
mußten, schlug Wellen. Textilblätter schreiben:
Das letzte Wort ist da noch nioht gesprochen. Un­
serem Testredakteur Z ^ ^  wird am Telefon gedroht: 
Sie werden nicht mit einem blauen Auge davonkom­
men. "Uns interessiert zunächst nur das Grund­
sätzliche über das Zustandekommen solcher (Test-) 
Ergebnisse. Die Erfahrungen, die wir bisher ge­
wonnen haben, veranlassen uns. Ihnen die flrwähung 
unserer Firma oder eines unserer ( H U B »
D ^ ^ )  Häuser ohne vorherige Fühlungnahme mit uns 
zu untersagen. Diese Fühlungnahme mit unserem Un­
ternehmen wäre ausschließlich mit unserem für das



Gebiet Verkauf zuständigen Vorstandsmitglied,
Herrn Gerhard herzustellen. Sie hätte
sich auf die Bekanntgabe des Artikels, der einem 
Teat unterzogen werden soll, sowie auf den sach­
lichen Umfang und die für den Test gewählte Metho­
de zu erstrecken.......falls Sie mit unserem Vor­
schlag nicht einverstanden sind, würden wir die 
zur Wahrung unserer Hechte erforderlichen Schritte 
ergreifen müssen. Wir sehen Ihrer unverzüglichen 
Stellungnahme mit Interesse entgegen. Hochachtungs­
voll Helmut - GmbH - " und zwei dicke Unter­
schriften. Nun, zur Sache - viol'- haben wir dazu 
nicht zu sagen. H ^ ^ ^  hat einen vornehmeren Brief­
kopf als wir, teures Siebdruckverfahren, die H ^ ^ ^ -  
Leute sind bestimmt feine und mächtige Geschäfts­
leute, aber auf so einen Brief antworten wir nicht."

In der Nummer vom 24. April 1962 berichtete die Zeit­
schrift "DM" zur läge und führte auss

»Das Justizministerium hat dem Bundestag erklärt: 
was die DM macht ist erlaubt. Vergleichende 7/aren- 
untersuchungen verstoßen nicht gegen die gelten­
den Gesetze. Die Düsseldorfer Landesrichter......
gaben sich selber recht. Auch nach mündlicher Ver­
handlung verbieten sie, zu sagen:"....Hs ist recht 
eindrucksvoll, zu sehen, wie sehr sich eine solch 
große Firma mit einem großen Werbeetat im Verlaufe 
der letzten zehn Jahre daran gewähnt hat, daß Zei­
tungen und Zeitschriften im Hinblick auf Inserate 
kuschen."
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Die große Firma heißt Sie hatte der
Deutschen Mark schriftlich verbieten wollen, 
ihren Namen und den ihrer Zweigkaufhäuser

und D ^ | ^  ungefragt zu nennen.

Das Bundesministerium beweist: die Gesetze sind 
in Ordnung. Die Düsseldorfer Richter zeigen 
nach unserer Meinung: ihr Gefühl und ihre Aus­
legung der Gesetze sind nicht in Ordnung.

Wir sind nicht der Meinung, daß und Genos­
sen nicht in Ordnung sind. Die Welt ändert sich 
und das Bild, das man sich von ihr zu machen hat, 
auch. und die Düsseldorfer Richter müssen
umlemen.

Selbstverständlich darf DM Namen nennen - auch 
den von Selbstverständlich darf DM Waren
vergleichen. üpt das Recht auf freie Mei­
nungsäußerung. Wir auch. Warum man sich eigent­
lich darüber streitet?”

Die Klägerin hat vorgetragen, die öffentliche Meinung 
reagiere sehr empfindlich, wenn es um die Pressefreiheit 
gehe. Die Leeerschaft werde aus den Veröffentlichungen der 
Beklagten entnehmen, die Klägerin versuche, auf die Test- 
veröffentlichungen einen imsachlichen Einfluß zu nehmen und 
entsprechend langjähriger erfolgreicher Gewohnheit auch die 
Meinungsfreiheit der "DM” durch Vergabe von Anzeigen zu kau­
fen. Die Beklagten hätten zu der schweren Herabsetzung des



Rufes der g^^-Kaufhäuser, die boykottartige Folgen 
auslöscn könne, keinen ausreichenden Anlaß gehabt. Es 
sei den Beklagten auch nicht um die Wahrung berechtigter 
Interessen gegangen, sondern darum, eine Auseinander­
setzung '•hochzuspielen", um so Sensation zu machen. Die 
Klägerin, die in den Veröffentlichungen einen rechtswi­
drigen und schuldhaften Angriff auf ihre gewerbliche Be­
tätigung sieht, hat um ein Unterlassungsurteil und die 
Feststellung gebeten, daß die Beklagten ihr gegenüber scha­
densersatzpflichtig sind. Um die Höhe des Schadens bemessen 
zu können, hat sie ferner eine Auskunft der Beklagten darüber 
gefordert, in welchem Umfang die angegriffenen Veröffent­
lichungen verbreitet worden sind.

Die Beklagten haben geltend gemacht, sie hätten im 
Rahmen einer Auseinandersetzung über die Meinungsfreiheit 
zu dem Brief der Klägerin vom 6. Februar 1962 Stellung ge­
nommen, der von ihnen als i^inschüchterungsversuch und als 
ein Angriff auf ihren Geschäftsbetrieb und auf die Freiheit 
der Berichterstattung der Presse aufgefaßt worden sei. Der 
3rief der Klägerin enthalte, ohne daß er auf die veröffent­
lichten Warenteste sachlich eingehe, das bedenkliche Ansin­
nen, die "DM" soüJle sich vor weiteren Veröffentlichungen mit 
dem für Verkauf und Werbung zuständigen Vorstandsmitglied 
der Klägerin in Verbindung setzen. Für den Fall, daß sich die 
"DM" auf eine Vorzensur nicht einlasse, spreche das Schreiben 
unter Androhung gerichtlicher Schritte das Verbot aus, noch 
einmal die Firma der Klägerin in Veröffentlichungen zu er­
wähnen» Fine öffentliche Stellungnahme zu dieser Angelegenheit, 
die grundsätzliche Bedeutung habe, sei durch das Recht der 
freien Meinungsäußerung gerechtfertigt gewesen. Der Vorwurf,
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die Klägerin habe die "DM" durch Hinweis auf ihr ■Verbepoten- 
tial '^kaufen" wollen, sei in den Veröffentlichungen nicht 
enthalten und diesen auch nicht zu entnehmen. Es fehle jeder 
Anhaltspunkt dafür, daß der Klägerin aus den Veröffentlichun­
gen, öie das Thema der freien Meinungsäußerung betroffen 
hätten, ein Schaden entstanden sei. Es bestehe auch keine 
Wiede rholungsgefahr.

Das Landgericht hat antragsgemäß folgendes Urteil er­
lassen:

I. Die Beklagten werden verurteilt,

1) es bei Vermeidung einer vom Gericht für jeden Pall 
der Zuwiderhandlung fcstzusetzendon Geldstrafe bis zu unbe­
grenzter Höhe oder Haftstrafe bis zu sechs Monaten zu unter­
lassen, in Mitteilungen, die für einen größeren Personen­
kreis bestimmt sind, wie z.B. in der von ihnen verlegten 
bzw. herausgegebenen Zeitschrift "DM - Die Deutsche Mark", 
im Hinbliok auf das an die Redaktion ihrer Zeitschrift ge­
richtete Schreiben der Klägerin vom 6.. - Februar 1962 in Bezug 
auf die Klägerin zu behaupten:

"Es ist reoht eindrucksvoll zu schon, wie sehr sich 
eine solch große Firma mit einem großen Werbe-Etat 
im Verlaufe der letzten zohn Jahre daran gewöhnt 
hat, daß Zeitungen und Zeitschriften im Hinblick 
auf Inserate kuschen.

Die große Firma, heißt Sie hatte der Deutschen
Mark schriftlich verbieten wollen, ihren Namen und 
den ihrer Zweigkaufhäusor H ^ H P »  M ^ i P  und D ^ | P  
ungefragt zu nennen.",
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2) der Klägerin Auskunft darüber zu erteilen, in wel­
chem Umfange sie Handlungen der unter Ziffer I 1) bezeich­
net en Art begangen haben, und zwar aufgeteilt nach Empfän­
gern mit Angabe deren Wohn- bzw. Geschäftssitzes, wobei 
jedoch nicht die Namen, sondern nur die Anzahl der Empfän­
ger an den jeweiligen Orten genannt zu werden brauchen»

II. Es wird festgestellt, daß die Beklagten ver­
pflichtet sind, der Klägerin allen Schaden zu ersetzen, 
der dieser durch die unter Ziffer II) bezeichneten 
Handlungen der Beklagten entstanden ist und noch entstehen 
wird •

III* Der Beklagte zu 1) wird verurteilt,

1) es bei Vermeidung einer vom Gericht für jeden Fall 
der Zuwiderhandlung festzusetzenden Geldstrafe bis zu un­
begrenzter Höhe oder Haftstrafe bis zu sechs Monaten zu 
unterlassen, in Mitteilungen, die für einen größeren ferso- 
nenkreis bestimmt sind, wie z.B. in dem von ihm herausgc- 
gebenen Informationsdienst "aus unseren Kreisen-lid" im 
Hinblick auf das an die Kedaktion der Zeitschrift "DM-Die 
Deutsche iläark" gerichtete Schreiben der Klägerin vom 6* 
Februar 1962. in Bezug auf die Klägerin zu behaupten:

"Die Firma schreibt: Die Erfahrungen, die wir 
bisher gewonnen haben, veranlassen uns, Ihnen dieJSr-_ 
wähnung unserer *irma oder eines unserer

- Häuser ohne vorherige Fühlungnahme J5itJi1!®. 
untersagen. Es ist recht eindrucksvoll zu sehen, wie sehr_ 
sich eine solch große jjirraa mit _einem jgroßen JVföbe-Ktat 
im Verlaufe der letzten zehn Jahre daran gewöhnt hatA 
daß Zeitungcn_und Zeitsehrifted_im_Hinblick^ auf Inserate 
kuschen^ sonst wäre ein solcher Brief
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undenkbar. Die Meinungsfreiheit von der Journalisten gerne 
sprechen, ist in den Werbeabteilungen der Kaufhäuser, der 
Zigarettenfabriken- und der industriellen Großunternehmen 
schon begraben worden? als sie_nuch_ J945_kaum_zu atmen be­
gonnen hatte." L
• f

2) der Klägerin Auskunft darüber zu erteilen, in wel­
chem Umfange er Handlungen der unter Ziffer JII, 1) bezeich- 
neten Art begangen hat, und zwar aufgeteilt nach Empfängern 
mit Angabe deren Wohn- bzw. Geschäftssitzos, wobei jedoch 
nicht die Namen, sondern nur die Anzahl der Empfänger an 
den jeweiligen Orten genannt zu werden brauchen.

IV. Es wird fostgestollt, daß der Beklagte zu 1) ver­
pflichtet ist, der Klägerin allen Schaden zu ersetzen, 
der dieser durch die unter Ziffer III.1) bezeichneten Hand­
lungen des Beklagten zu 1) entstanden ist und noch ent­
stehen wird". ...

Auf die Berufung der Beklagten hat das Oberlandesgericht 
das landgerichtliche Urteil zu Ziffer I. 2) und III. 2) 
dahin abgeändert, daß Auskunft zu erteilen ist, in welchem 
Umfang sie Handlungen der bezeichneten Art begangen haben, 
und zwar unter Angabe der genauen Zahl der Exemplare der von 
ihnen verbreiteten Mitteilungen, Im übrigen hat das Obor- 
landesgericht die Berufung der Beklagten zurückgev/iesen.

Mit der Revision verfolgen die Beklagten das Ziel der 
Klageabweisung weiter,

Entechoidungsgründe;* f \
I.

Das Berufungsgericht legt zunächst dar, daß in den bean-
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standeten Veröffentlichungen nicht.eine unwahre Tatsachen­
behauptung über ‘die Klägerin und ihre geschäftliche Be­
tätigung aufgestellt worden ist. Dabei weist das Berufungs­
gericht darauf hin, daß keine positiven Tatsachen über eine 
angebliche Drohung der Klägerin mit dem Entzug von Anzeigen 
mitgoteilt worden sind und daß auch die Leserschaft aus dom 
ganzen Zusammenhang nicht den Eindruck gewinnen werde, die 
Klägerin habe, um ein '»Verbot" der Testveröffentlichungen 
durchzusetzen, der Beklagten gedroht, diese werde bei einer 
Überschreitung des Verbots von der Klägerin keine Anzeigen- 
aufträgc für die "DM", mohr erhalten. Vielmehr hätten die 
Beklagten über den persönlichen Eindruck berichtet, worauf 
die in dem Schreiben der Klägerin vom 6. Februar 1962 zutage 
getretene Grundhaltung gegenüber der Fresse zurückzuführen 
sei. ln diesem Sinne werde die Veröffentlichung auch von den 
Lesern verstanden worden sein.

Da diese Beurteilung keine Rechtsfohler erkennen läßt, 
scheidet § 824 BGB als Grundlage der Klage aus.

II.

Nach der Auffassung des Berufungsgerichts liegt jedoch 
ein rechtwidriger und schuldhafter Eingriff in die gewerbliche 
Betätigung der Klägerin vor, so daß diese gemäß § 825 Abs. 1 BGB 
Schadensersatz verlangen könne und angesichts der Wieder­
holungsgefahr einen Anspruch auf ein gerichtliches Unterlassungs- 
gebot habe (§ 1004 BGB).

Dieser Beurteilung tritt die Revision mit Recht entgegen.

Zwar ist dem Berufungsgericht darin zuzustimmen, daß die 
Beklagten die Haltung der Klägerin in abfälliger Weise kriti-
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siert haben und daß eine derartige Kritik* der -gev/erblichen 
Tätigkeit der Klägerin nachteilig sein kann. Doch vermag 
der Senat dem Berufungsgericht in der Beurteilung-, ob die 
kritischen Bemerkungen einen rechtswidrigen Eingriff in den 
Gewerbebetrieb der Klägerin darstellend nicht zu folgen, '
Bei dieser Beurteilung kömmt es darauf an, das Recht der 
Beklagten auf eine freie'Äußerung ihrer Meinung einerseits 
und das Interesse der Klägerin an einer von Störungen freien 
gewerblichen Betätigung andererseits unter Würdigung-der kon­
kreten Umstände äbzuwägen. Bei dieser Abwägung hat das Be­
rufungsgericht dem Recht der Beklagten, ihre Meinung in einer 
die Öffentlichkeit interessierenden Angelegenheit zu. äußern 
und dab6i ihren subjektiven Standpunkt-zu vertreten, nicht 
die Beachtung geschenkt, die ihr rechtlich zukommt (.vgl,* 
BVerfGE 7, 198 £“208, 220^7 )■

Im einzelnen ist folgendes zu bemerken;

Die Auseinandersetzung fällt in eine Zeit, in der es 
noch ein heftig umkämpftes Thema war, ob eine Zeitschrift 
übeiftfaupt vergleichende private Warentests veröffentlichen 
durfte. Gerade deshalb bezeichnet es das Berufungsgericht mit 
Recht als verständlich, daß sich die Klägerin gegen die Ver­
öffentlichungen der "DM", die sich mit ihren Waren befaßten, 
heftig zur Wehr setzte und ähnliche, sie*, berührende Test­
veröffentlichungen zu verhindern oder doch' einzuschränken 
suchte. Aridetferseits ist aber ütfeh dt- r-Inthresee der Beklagten 
zu beachten,4* das mit der Herausgabe der "DMM erschlossene 
Tätigkeitsgebiet einer spezifischen Bressearbeit nicht zu ver­
lieren und für die Anerkennung * ihres grundsätzlichen Stand­
punktes in der Öffentlichkeit zu werben. Boi der Erörterung
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dieses kritischen Fragenkomplexes war auf beiden Seiten eine 
gewisse Empfindlichkeit und eine dieser Empfindlichkeit ent_ 
sprechende scharfe Reaktion gegenüber Angriffen und Stellung­
nahmen aus dem anderen "Lager" vorauszusetzen. Mit dem Be­
rufungsgericht kann angenommen werden, daß das Schreiben der 
Klägerin vom 6«, Februar 1962, wonn man den damaligen stand 
der grundsätzlichen Auseinandersetzung berücksichtigt, für 
einen verständigen Beurteiler objektiv noch keinen ausrei­
chenden Anlaß zu den kritischen und abfälligen Bemerkungen 
über die Einstellung der Klägerin zur Presse bot. Den Beklag­
ton muß aber, wenn sie beim Kampf um die Durchsetzung ihres 
Standpunktes Werturteile abgaben, eine gewisse Einseitigkeit 
in der Schau der Dinge zugute gehalten werden. Das gilt um­
somehr, als sich die Beklagten durch das in scharfem Ton ge­
haltene Schreiben der Klägerin vom 6. Februar 1962 angegrif­
fen fühlen und die Besorgnis hegen konnten, durch die ulti­
mative Forderung, der Klägerin und die Androhung der "erfor­
derlichen Schritte" werde ihre Pressearbeit in einer ein­
schneidenden und für ihr Unternehmen gefährlichen Weise be­
hindert. Die Maßstäbe für das, was zu sagen erlaubt ist, 
haben der Verteidigungssituation eines Betroffenen Rechnung 
zu tragen (BVerfGE 12, 113). Da mit dem Schreiben der Klä­
gerin Fragen berührt wurden, die für die Veröffentlichung von 
privaten Warentests grundsätzlichen Charakter hatten und von 
allgemeinem Interesse waren, muß es die Klägerin dulden, daß 
die Angelegenheit in einer Betrachtung über die Freiheit der 
Meinungsäußerung in Deutschland in der Fresse zur Sprache 
gebracht wurde und daß dabei die Beklagten die Ansicht äußer­
ten, das Werbepot ent ial großer Firmen (nicht nur der Klägerin) 
habe vielfach eine Abhängigkeit der Fresse von diesen Firmen 
und eine dieser Abhängigkeit entsprechende Einstellung der
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Firmen zur Presse zur Folge. Die Klägerin wurde durch diese 
Bemerkung nur insoweit betroffen, als die Meinung vertreten 
wurde» der Ion ihres Schreibens sei eben aus dieser allge­
meinen und typischen Einstellung solcher *irrnen mit einem 
großen Werbe-Etat zur Presse zu erklären. Gegenüber anderen 
Bereichen menschlichen nirkens ist die gewerbliche Betätigung 
nicht in der Art vor Störungen privilegiert geschützt, daß 
die Äußerung einer solchen Ansicht in einem Artikel über die 
Meinungsfreiheit unzulässig ist. Zwar mag die krasse Formu­
lierung der Äußerung an der Grenze des noch Zulässigen liegen. 
Sie bedeutet aber noch nicht einen rechtswidrigen Eingriff in 
die gewerbliche Tätigkeit der Klägerin. Auseinandersetzungen 
mit wirtschaftspolitischem Gehalt, in denen die Interessierten 
um die Erhaltung oder Erreichung gewisser Positionen kämpfen, 
werden - ähnlich wie allgemein.politische Auseinandersetzungen •- 
durchweg mit einiger Schärfe und Härte ausgetragen. *us der 
drastischen und polemischen Fassung der Kritik läßt sich 
unter den hier vorliegenden Umständen noch nicht ableiten, 
daß die Beklagten dasHecht der freien Meinungsäußerung zum 
Nachteil der Klägerin mißbraucht rnd die Schranken des 
Art. 5 Abs. 2 GG überschritten haoen.
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Da eine rechtswidrige Beeinträchtigung der gewerblichen 
Betätigung der Klägerin in keiner der beanstandeten Ver­
öffentlichungen zu erblicken ist, mußte die Klage in vollem 
Umfang abgewiesen werden.

Engels Hanebeck Dr. Hauß

Meyer Dr. Ntißgens
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